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Aktenzeichen:
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bei Antwort bitte angeben

Dorothee Feller

Bericht zum Thema „Entwicklung und Angemessenheit der 
Schulfahrtenkontingente“
Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht zur Sitzung des 
Ausschusses für Schule und Bildung am 8. Juli 2026

Auskunft erteilt:
Frau Seebrecht
Telefon 0211 5867-3695
Telefax 0211 5867-493700
martina.seebrecht@msb.nrw.d
e

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Entwicklung und 
Angemessenheit der Schulfahrtenkontingente“ für die Sitzung des 
Ausschusses für Schule und Bildung am 8. Juli 2026.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden.

Mit freundlichen Grüßen

Anschrift:
Völklinger Straße 49 
40221 Düsseldorf 
Telefon 0211 5867-40
Telefax 0211 5867-3220
poststelle@msb.nrw.de 
www.schulministerium.nrw

Postanschrift:
Ministerium für
Schule und Bildung NRW 
40190 Düsseldorf
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

„Entwicklung und Angemessenheit der Schulfahrtenkontingente“

Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und 

Bildung am 8. Juli 2026

Bei den Schulfahrtenkontingenten ist zu unterscheiden zwischen 
Austauschprogrammen und Begegnungsmaßnahmen einerseits, bei 
denen Mittel für die Teilnehmenden bereitgestellt werden, und - 
unabhängig davon - den zur Verfügung stehenden 
Reisekostenvergütungen für Lehrkräfte andererseits. Die für den zweiten 
Fall genannten zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel dienen nicht 
der Finanzierung von Schulfahrten an sich. Über das Fahrtenprogramm 
entscheidet die Schule eigenständig anhand des Schulprogramms in der 
Schulkonferenz. Die Richtlinien für Schulfahrten enthalten keine 
schulformspezifischen Kostensätze.

Im Rahmen der Landesprogramme zur Förderung von 
Schulpartnerschaften können Schulen für ihre Begegnungsmaßnahmen 
Zuschüsse zu den Reise- und Aufenthaltsausgaben beantragen. Diese 
werden für Austausche mit Israel, den palästinensischen Gebieten, 
Polen, dem Vereinigten Königreich, der italienischen Region Piemont 
sowie den französischen Regionen Provence-Alpes-Cöte d’Azur, Hauts- 
de-France, Auvergne-Rhöne-Alpes und Versailles gewährt. Außerdem 
können Schulen aus Nordrhein-Westfalen Zuschüsse für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Schulen in den Niederlanden 
und Belgien beantragen. Hier werden unteranderem auch Zuschüsse zu 
Reise- und Aufenthaltsausgaben gezahlt. Die Zuschüsse werden für alle 
Mitreisenden beantragt, sodass auch Lehrkräfte davon profitieren 
können.

Gedenkstättenfahrten sind ein wichtiger Bestandteil historisch-politischer 
Bildung, welche demokratische Haltung, Empathie und 
verantwortungsbewusstes Handeln fördert. Schülerinnen und Schüler 
lernen durch die Auseinandersetzung mit den Verbrechen politischer 
Gewaltherrschaft, menschenfeindliche Ideologien zu erkennen und für 
die Rechte und Grundwerte unseres Grundgesetzes einzustehen. Mit der 
kürzlich aktualisierten Förderrichtlinie „Zuwendungen für die
Durchführung von Schulfahrten zu Gedenkstätten“ unterstützt das
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Ministerium für Schule und Bildung die Schulen in der historisch­
politischen Bildungsarbeit. Die Förderung beträgt maximal 50 Euro pro 
Person für Fahrten ins Inland und maximal 150 Euro pro Person für 
Fahrten ins Ausland, dabei sind mind. 20 Prozent der Ausgaben als 
Eigenanteil zu erbringen. Diese Förderung steht auch für die 
begleitenden Lehrkräfte zur Verfügung. Weiterhin werden digitale 
Besuche von Gedenkstätten, Kriegsgräbern und Erinnerungsorten mit 
einem Festbetrag von 300 Euro bezuschusst, hier ist ein Eigenanteil von 
mindestens 30 Euro zu erbringen. Inwieweit diese Förderung 
auskömmlich ist, richtet sich nach der konkreten Ausgestaltung der 
Gedenkstättenfahrt. Diese kann von jeder Schule im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten eigenständig festgelegt werden.

Das Pilotprogramm „German American Teacher Exchange (GATE)“ 
bietet US-amerikanischen und nordrhein-westfälischen Lehrkräften eine 
zweiwöchige Hospitation an Schulen im Gastland. Der Schwerpunkt liegt 
auf einem beruflichen Austausch, interkulturellem Lernen und 
pädagogischer Weiterentwicklung. Das Programm basiert auf 
Gegenseitigkeit und sieht vor, dass jede teilnehmende Lehrkraft ihre 
jeweilige Partnerlehrkraft während der zweiwöchigen Hospitation 
aufnimmt. GATE wurde 2025 erstmalig umgesetzt und wird im Schuljahr 
2026/2027 fortgeführt. Zur Deckung der Fahrtkosten wurde das jeweilige 
Schulfahrtenkontingent der fünf teilnehmenden Schulen durch die 
zuständige Bezirksregierung entsprechend erhöht.

Schulen sind zur Deckung der mit der Durchführung von Schulfahrten 
verbundenen Reisekostenansprüche der Lehrkräfte weder auf Drittmittel 
angewiesen noch werden sie darauf verwiesen. Die Richtlinien für 
Schulfahrten eröffnen lediglich die Möglichkeit, Drittmittel bei der 
Deckung der Reisekosten für Lehrkräfte einzubeziehen.

Die Mittel für die Reisekostenvergütungen für Lehrkräfte bei Schulfahrten 
beinhalten neben den Erstattungen im Rahmen von Klassen- und 
Oberstufenfahrten und Exkursionen auch noch eine pauschale Rücklage 
für zusätzliche Mittelbedarfe und Sonderfahrten, sofern diese nicht 
anderweitig finanziert werden.

Die langjährige Praxis der Mittelzuweisung hat gezeigt, dass die Mittel 
bisher nie ausgeschöpft wurden. Daher wird derzeit kein Bedarf 
gesehen, den Haushaltsansatz zu erhöhen. Überdies werden die 
Bezirksregierungen mit dem jährlichen Bewirtschaftungserlass 
ermächtigt, Mittel, die bei einzelnen Schulen nicht abgerufen werden, zur 
Deckung weiterer Bedarfe anderer Schulen, auch 
schulformübergreifend, zu verwenden. Die Schulen können sich an die 
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jeweilige Bezirksregierung wenden, um zu klären, ob das Budget der 
Schule anlassbezogen „aufgestockt“ werden kann. Sollte ein 
Mittelausgleich auf Bezirksebene nicht möglich sein, kann auch 
bezirksübergreifend umgeschichtet werden. Die Bezirksregierungen 
nutzen die Flexibilisierungsmöglichkeiten innerhalb der ihnen 
zugewiesenen Mittelansätze - es werden Mittelausgleiche auch 
schulformübergreifend vorgenommen.

Bei dem Verteilungsparameter handelt es sich um pauschalisierte 
Beträge pro Lehrerstelle aufgrund einer Mischkalkulation zur 
durchschnittlichen Deckung von Kosten. Die Schulformen werden zum 
Teil unterschiedlich bewertet, weil es der Fahrtenpraxis entspricht. 
Während Grundschulen in der Regel kürzere Fahrten durchführen, 
ebenso wie z. B. auch Berufskollegs, bilden die anderen Schulformen ein 
umfangreicheres Fahrtenprogramm ab.


